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1. 
Einleitung

Die Europäische Union hat mit der Wasser-Rahmenrichtlinie ihre Wasser- und Gewässerschutzpolitik völlig neu ausgerichtet. Die Beschlussfassung ist im Europäischen Parlament mit überwältigender Mehrheit, im Rat einstimmig erfolgt. Die Richtlinie ist am 22. Dezember 2000 in Kraft getreten [1]. 

Flussgebietsmanagement, das Thema dieses Symposiums, ist ein zentrales Element der neuen Richtlinie.

2.
Was bringt die neue europäische Wasserpolitik?

Die Richtlinie legt für uns alle einen klaren Handlungsrahmen im Wasserbereich fest, für die bestehenden 15 EU Mitgliedstaaten ebenso wie für die Beitrittstaaten in Mittel- und Osteuropa und im Mittelmeerraum. Die wesentliche Ziele und Instrumente der Richtlinie sind

· Ausdehnung des Gewässerschutzes auf alle Gewässer, Grundwasser und Oberflächengewässer einschließlich der Küstengewässer;

· Verpflichtung zur Erreichung eines "guten Zustands" für alle Gewässer bis 2015;

· Wasserwirtschaft auf Grundlage von Flusseinzugsgebieten, über Verwaltungsgrenzen und politische Grenzen hinaus;

· Emissions- und Immissionskriterien, und „phasing-out“ von besonders gefährlichen Stoffen;

· Ökonomische Aspekte, von der ökonomischen Analyse bis hin zu einer Preispolitik für Wasser, die den sorgsamen Umgang mit Wasser fördert;

· Engere Einbindung der Bürger in Planungs- und Entscheidungsprozesse;

3.
Die Umsetzung der Wasser-Rahmenrichtlinie - ein kooperativer Prozess mit den Beteiligten

Die gemeinsamen Erfahrungen bei der Entwicklung der neuen Richtlinie, deren Komplexität, und der Zeitdruck bei der Umsetzung legen es nahe, auch die enorm wichtige Frage der Umsetzung der Richtlinie gemeinsam, als kooperativen Prozess aller Beteiligten, anzugehen. Die folgende Tabelle beschreibt die Prioritäten (Jahreszahlen jeweils als 22. Dezember des Jahres zu lesen):

Aufgaben für Mitgliedstaaten
Termin 

Umsetzung in nationales Recht
Dezember 2003

Analyse der Merkmale der Flußgebiete, und der Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten
Dezember 2004

Verzeichnis der geschützten Gebiete
Dezember 2004

Wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung
Dezember 2004

Mess- und Überwachungsprogramme
Dezember 2006

Bewirtschaftungsprogramme und Maßnahmenprogramme
Dezember 2009

Erreichung des Zieles "guter Zustand"
Dezember 2015




Aufgaben für Europäische Kommission
Termin 

Tochter-Richtlinie "Grundwasser"
Dezember 2002

Gefährliche Stoffe: Liste gefährlicher Stoffe einschließlich "phasing out" Kandidaten; Emissions- und Immissionskriterien
Liste bereits verabschiedet [2] 

Gefährliche Stoffe: Emissions-, Immissions- und "phasing out" Kriterien
2 Jahre nach Veröffentlichung der Stoffliste, d.i. 15. Dezember 2003

Interkalibrierung der Güteklassifizierung
2004

Angesichts dieser Herausforderungen sind die Verwaltungen der Mitgliedstaaten und die Kommission bereits im Oktober 2000 übereingekommen, gemeinsam eine Umsetzungsstrategie (Implementierungsstrategie) zu entwickeln, und haben sich im Mai 2001 auf eine solche umfassende Strategie geeinigt [3].

Im Rahmen dieser Strategie werden nach Prioritäten Arbeitsgruppen eingesetzt, um Grundlagendokumente zu erarbeiten. Dies betrifft in einer ersten Phase Aufgaben wie z. B.

· Analyse der Flußgebiete, sowohl bzgl. Umweltbelastungen wie bzgl. ökonomischer Analysen der Wassernutzungen,

· Referenzgewässer und Güteklassifizierung; Interkalibrierung, 

· Kriterien für erheblich veränderte Gewässer

· Mess- und Überwachungssysteme,

· beste Praktiken im Flußgebietsmanagement,

· Entwicklung eines gemeinsamen Geographischen Informationssystems (GIS).

Die derart gemeinsam erarbeiteten Grundlagen sollen anschließend in Pilot-Flussgebieten oder Teilgebieten evaluiert werden, um bestmögliche Kohärenz und Anwendbarkeit sicherzustellen.

Die beschränkten organisatorischen, personellen und finanziellen Ressourcen können so am besten genutzt und eine bestmögliche Umsetzung vorbereitet werden.

Gleichzeitig besteht Übereinstimmung über nichtbindenden Charakter der zu erarbeitenden Grundlagendokumente und über die formelle Verteilung von Rechten und Pflichten der Beteiligten (Mitgliedstaaten und Europäische Kommission).

4.
Zusammenfassung und Ausblick

Europas Gewässer brauchen mehr Schutz, und sie brauchen Schutz über Landesgrenzen hinaus. Dies ist nach 25 Jahren europäischer Gewässerschutzanstrengungen eine Forderung nicht bloß der Wissenschafter und Experten, sondern in einem stets zunehmenden Umfang auch eine Forderung von Bürgern. Viel ist in den vergangenen Jahren schon geschehen, aber nicht genug und nicht überall in Europa mit dem gleichen Nachdruck. Die Berichte der Europäischen Umweltagentur unterstreichen dies [4] [5] [6] [7].

Die Wasser-Rahmenrichtlinie wird eine langfristige Planungsgrundlage für die Wasserwirtschaft geben. Den Beteiligten und Interessierten steht ein klarer regelungs-politischer Rahmen zur Verfügung, um langfristige technische, ökonomische und politische Entscheidungen vorbereiten und treffen zu können. Die im Mai 2001 gebilligte Implementierungsstrategie wird dies maßgeblich unterstützen und vertiefen. Damit werden sich ergeben

· ambitionierte und vergleichbare Ziele für Wasserwirtschaft und Gewässerschutz in der Europäischen Union,

· vergleichbare und planbare Bedingungen und Chancen für die in diesem Bereich engagierten Kräfte, ob Betreiber oder Planer, ob Aufsichtsbehörden oder Umweltschutzorganisationen oder die Träger und Betreiber von Infrastruktur im Bereich Wasserwirtschaft;

· klare Vorgaben für die Beitrittstaaten in Mittel- und Osteuropa und im Mittelmeerraum.

In vielen Punkten baut die Wasser-Rahmenrichtlinie auf Erfahrungen und Erfolgen auch aus Deutschland auf, entwickelt sie aber auch weiter. Beispiele für eine solche Weiterentwicklung sind der konsequente flächendeckende Flussgebietsansatz, die verpflichtende Kombination von Emissions- und Immissionskriterien und die typenspezifische ökologische Klassifizierung von Gewässern.

Nehmen wir gemeinsam die Herausforderung des Gewässerschutzes an, eine der großen Herausforderungen für die Europäische Union am Beginn eines neuen Jahrtausends, aber auch an der Schwelle zu einer neuen Erweiterung der Union.
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